
 
 

    

 

PRESSEMITTEILUNG                         19.09.2021 

 
Stellungnahme von MissBiT e.V. zur „Betroffenenorientierten Arbeitsweise“ der 
UKA.  
 
„Brüder im Nebel“ – Verfahren im Nebel 
 
Die Arbeitsweise der UKA ist auch mit Installierung einer eigenen Webseite im August  2021 (!) 
nicht nachvollziehbarer geworden. Für Betroffene eine Black Box, in die sie einen Antrag 
hineingeben und nicht angemessene Auszahlungsbescheide erhalten. Nachfragen werden nicht 
beantwortet. Widersprüche sind nicht möglich. Laut Webseite hat sich die UKA erst am 
03.09.2021 eine Geschäftsordnung gegeben. Da drängt sich die Frage auf wie bis zu diesem 
Zeitpunkt gearbeitet wurde. 
In etwa so: „ Kommt die Geschäftsstelle bei Zuordnung eines Antrags zum 
Berichterstatter(§2GO) vorprüfend zum Ergebnis, dass es um eine einfach gelagerte, durch 
die UKA bereits  
grundsätzlich geklärte Fallkonstellation geht, legt sie den Vorgang dem Vorsitzenden der  
zuständigen Kammer zur Entscheidung über eine Terminierung für eine Kammersitzung  
vor.“ Individuelle Betrachtungen scheinen dann wohl eher die Ausnahme zu sein. 
Kein Missbrauch ist einfach gelagert ! Fehlt uns da ExpertInnenwissen? 
     
Arrogant 
 
MissBit e.V., hat - als eine der größten Betroffeneninitiativen - auf eine Nachfrage für ein 
betroffenes Vereinsmitglied - die lapidare Erwiderung erhalten, „dass man nicht auf Zuschriften 
aus der Bevölkerung reagiere“. Diese Antwort spricht für sich.  
 
Retraumatisierend und Betroffenenfern 
 
Laut Liste der UKA sind EntscheiderInnen mit Erfahrung und Sachverstand am Werk. Erst auf 
telefonische Nachfrage unsererseits wurden Eingangsbestätigungen verschickt. MissBit e.V., 
musste darauf hinweisen, dass dieses Vorgehen völlig inakzeptabel ist.  
Ebenso lässt das Fehlen einer Widerspruchsmöglichkeit Betroffene in alte Erfahrungswelten 
blicken. Mund halten, wir regeln das. Betroffene fragen sich, wer da wirklich am Werk ist. 
 
Die Deutschen Bischöfe lassen abwickeln und wiegeln ab 
 
In mehreren Verlautbarungen hat man erklärt, dass man die Probleme erkannt hat und 
Personal aufgestockt habe. Die UKA scheint jetzt die Drecksarbeit machen zu müssen. 
Offensichtlich scheint es eine Sparvorgabe auch hinsichtlich der Höhe der Zahlungen zu geben, 
denn sonst wären nicht so viele Bescheide mit lächerlich kleinen „Anerkennungszahlungen“ 
versendet worden. Bsp. aus dem Bistum Trier – siehe Schriftverkehr im Mailanhang -  Der 
Betroffene erhielt eine Anerkennungleistung des Bistums - da besonders schwerer Fall – in 
Höhe von 8.000 €. Durch die UKA nun 35.000 €. Die Zahlung des Bistums wird angerechnet, 
somit noch 27.000 €. Die Anwartschaft auf diese Zahlung betrug 55 Jahre. 3 Täter, schwerste 
Vergewaltigungen im Alter von 10-12 Jahren. Notoperation. Bis heute immer wieder längere 



 

 
 

Klinikaufenthalte. Kommt das heraus, wenn ehrenamtliche TeilzeitentscheiderInnen im 
Schnellverfahren urteilen ? 
 
Bätzings Lüge mit Anlauf 
 
Bätzing am 23.09.2020 zum neuen Verfahren der Anerkennungsleistungen: „Eine Beteiligung 
der Betroffenen werde gewährleistet, so der Limburger Bischof.“ Quelle domradio 24.09.2020 
Zurück zum Anfang. Keine Eingangsbestätigung, kein Widerspruch möglich, Höchstzahlungen 
von 50.000 € und darüber hinaus. Vereinzelt, vielleicht… 
 
Der Staat muss eine unbhängige Kommission einrichten. UKA-Verfahren stoppen 
 
Wiederum belegt die katholische Kirche mit ihrem Vorsitzenden Bätzing und einem taktierenden 
Missbrauchsbeauftragten, Bischof Ackermann  (Leitspruch: Kultur der Achtsamkeit), dass sie 
nicht in der Lage ist das Thema „Missbrauch“ angemessen zu bearbeiten. Die Politik muss 
einschreiten ! 
 
Danke für Nichts 
 
Vertuscherbischöfe Marx und Heße rehabilitiert, UKA-Verfahren für Anerkennungsleistungen an 
die Wand gefahren, Betroffene nicht beteiligt. Aufarbeitungskommissionen schon jetzt 
gescheitert. 11 Jahre wiederholtes Scheitern. Eine blitzsaubere Bilanz. 
 
 
 
Hermann Schell, für den Vorstand von MissBiT e.V., Trier 
 
Rückfragen zu dieser Pressemitteilung an: h.schell@missbit.de 
 
 










